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Stadt FrauenfeldFreitag, 19. März 2021

Tiefer Graben und rhetorische Zweihänder
Rückweisungsantrag, Grünes Licht, Volksabstimmung: An der Parkplatzfrage scheiden sich imGemeinderat einmalmehr dieGeister.

Samuel Koch

Drunterunddrüber ist esamMittwoch-
abend im Rathaus gegangen. Zum
Schluss der beinahe vierstündigen Sit-
zung im Bürgersaal führte der Ablauf
der Debatte zu enervierten Politikern
mit dem einen oder anderen Kopf-
schütteln. Zum Schluss einer nerven-
aufreibendenDebatteüberdieBoden-
politik mit eher unkonkreter und tro-
ckener Redekunst folgte mit der
Parkplatzfrage rund um die Botschaft
«Grundbuchamtliche Sicherung zur
Nutzung von 50 öffentlichenParkplät-
zen für Personenwagen im Unterge-
schoss desErgänzungsbaus desRegie-
rungsgebäudes zu 1,75MillionenFran-
ken aus der Spezialfinanzierung» ein
politisch heisses Eisen.

Es offenbarte in einer hitzigenDis-
kussionunterden39anwesendenRats-
mitgliedern den seit Jahren tief aufge-
rissenenGraben zwischenderRatslin-
kenunddenBürgerlichen.Nacheinem
abgelehnten Rückweisungsantrag von
der Fraktion CH/Grüne/GLP mit
Unterstützung der SP fand die Bot-
schaft des Stadtrates eine Mehrheit,
ehe siewiederumdurcheinBehörden-
referendumauf Eis gelegt wurde.

Kompensationvonober-und
unterirdischenParkplätzen
Vor dem Rückweisungsantrag, gefolgt
von etlichen rhetorischen Zweihän-
dern, äusserte sich CVP-Gemeinderat
Beda Stähelin als Sprecher der Ge-
schäftsprüfungskommission (GPK)Fi-
nanzen und Administration zum Ge-
schäft. ZudenkontroversestenDiskus-
sionen führte prompt der
Rückweisungsantrag mit der Forde-
rung, für die Schaffungweiterer unter-
irdischer Parkplätze gleichzeitig ober-
irdische aufzuheben. «Für einige Mit-
gliederschadetderAbbauoberirdischer
Parkplätze dem Gewerbe», sagte Stä-
heli.DieGPKFinanzenundAdminist-
ration lehnte den Antrag mit 7 zu 6
Stimmen ab, wonach mit zwei Ergän-
zungen eine neue Botschaft zu erstel-
len sei:

— VerbindlicheRegelungüberdenAb-
bau von 50 oberirdischen Autoabstell-
plätzen im Perimeter Promenaden-
strasse, Konviktplatz, Freiestrasse/

Bankplatz/Zürcherstrasse, Graben-
strasse

— Umsetzung bis spätestens einem
Jahr nach Bauabschluss

Für Gemeinderat Michael Pöll (Grü-
ne), der den Rückweisungsantrag be-
gründete, gibt es in der Innenstadt
mehr als genug öffentlich zugängliche
Parkplätze. «Ein Abtausch der Park-
plätze wäre also mehr als gerechtfer-
tigt», sagte Pöll. Er widerlegte frühere
Aussagen des Stadtrates, wonach zu-
sätzliche Autoabstellplätze einem Be-
dürfnis von Bewohnern, Angestellten,
BesuchernundKundender Innenstadt
entsprächen,mit derniedrigenAuslas-
tung des Parkhauses Altstadt. «Es gibt
da offenbar eine breite Wahrneh-
mungslücke zwischenden vermuteten
Bedürfnissen von Gewerbe und Kun-
denundden real existierendenBedürf-
nissen», ergänzteer.Undvonextremen
Forderungen könne keine Rede sein,

wie er mit Verweis auf den Richtplan
Siedlung undVerkehr ausführte.

Die Reaktionen von bürgerlicher
Seite liessen nicht lange auf sich war-
ten. FDP-Gemeinderat Sandro Erné
sprach von einem «Angriff gegen die
Zusammenarbeit im Gemeinderat»
undeinemKuhhandelantrag.DieRats-
linke hätte null Interesse an einer Zu-
sammenarbeitmit anderen Interessen-
gruppen,umeinenachhaltigeEntwick-
lung für Frauenfeld zu fördern. Erné
fügte ohne Verständnis für den Antrag
hinzu: «Sie verhärten die Fronten so
nur zusätzlich.»

CVP-Gemeinderätin Susanna
Dreyerpflichtete ihremVorrednerbei,
erinnerte an die ältere Bevölkerung,
welche auf möglichst kurze Wege zur
Besorgung ihrer Einkäufe angewiesen
sei, undwarnte: «Wer heute einerAuf-
hebung von 50 Parkplätzen im Stadt-
kern zustimmt, sagt Ja zu einem Ent-
scheid, der in Bezug auf seine mittel-
fristigenKonsequenzennicht reflektiert

ist und damit mehr einem Hüftschuss
gleicht.»DasProblemnicht sehenwoll-
te CVP-Gemeinderat Stefan Geiges.
Er sei zwar gegen den Antrag, sprach
sichaber für einevernünftigeEntwick-
lung aus, die mit den Veränderungen
bei derMobilität sowieso nicht zu ver-
hindern sei. Es sagte: «Fakt ist, dass es
dort Parkplätze braucht, wo der Ver-
kehr ist.» Keine Zweifel an einer Zu-
stimmung fürdieBotschaftmit zusätz-
lichen Parkplätzen an zentraler Lage
hat die SVP/EDU-Fraktion, wie SVP-
Gemeinderätin Severine Hänni ver-
kündete.

Den Vorwurf verhärteter Fronten
hörte CH-Gemeinderat Peter Haus-
ammann nicht gerne. «Das ist dane-
ben,Habakuk, hörtmitdiesemVerhär-
tungsmist auf!», forderte er und ver-
wies ebensoaufdenRichtplanwiePöll
undein irritierterSP-GemeinderatRalf
Frei, der voneiner«ideologischenVer-
blendung der beiden Ratsseiten», von
«Doppelmoral»undder«Märderwan-

kelmütigen Politikerinnen und Politi-
ker» sprach. Er sagte in Erinnerung an
Aussagen zur Umsetzung des Regle-
ments über die Rechtsstellung und die
Aufgaben derWerkbetriebe vor einem
Jahr: «Einmal ist ein Richtplan pure
Selbstverständlichkeit, nicht mal ein
Jahr später wird ein anderer sehenden
Auges ignoriert.»UndHeinrichChrist
(CH)wolltedasArgumentvonRatskol-
legin Dreyer zur demografischen Ent-
wicklung entkräften und setzt seine
Hoffnungenaufdie jüngereGeneration
«mit einem völlig anderenMobilitäts-
verhalten».

Verkehrsabstimmung
verschiebt sichauf2022
Stadtrat Andreas Elliker seinerseits
fand den Kuhhandelvergleich als
hauptberuflicherLandwirt unpassend.
Zuerst solle jetzt die Bevölkerung be-
fragt sowie für einGesamtbild die ver-
schiedenenAnspruchsgruppenmit ins
Boot geholtwerden. «Es ist ein finanz-
politisches Geschäft für die Stadt, das
nicht über einen Umweg in Verzug ge-
raten soll», sagte er.

Der Rückweisungsantrag erlitt da-
nach mit 17 Ja- zu 22 Nein-Stimmen
Schiffbruch. Die Botschaft hingegen
bekamGrünesLicht (25 Ja- zu 14Nein-
Stimmen), nachdem Stadtpräsident
Anders Stokholm in der Parkplatz-
Strategie«voneinemsituativ-pragma-
tischen Weg» sprach. Das beinhalte
einerseits einensorgfältigenAbbauvon
oberirdischen Parkplätzen und den
AusbaudesöffentlichenVerkehrs.«Da-
mit ist dem Richtplan Genüge getan,
trotzZuwachsdesVerkehrsvon jährlich
1,1 Prozent», ergänzte er.

Die Botschaft schaffte es wegen
einesBehördenreferendumseinzelner
Ratslinken mit 13 Stimmen aber nicht
über die Ziellinie, womit sie laut Ge-
schäftsreglement fürdenGemeinderat
vors Volk gelangt. Davor, jedoch mit
einerVerzögerung, kommtdieAbstim-
mungzurKlärungderverkehrlichen In-
frastrukturprojekte vors Volk. «Wir
brauchen noch etwas Zeit», sagte
StadtratElliker.Deshalbverschiebt sich
die auf November geplante Abstim-
mungaufs ersteHalbjahr 2022.Elliker
entschuldigte sich für dieVerzögerung
und sagte: «Gut Ding will Weile ha-
ben.»

Parkierte Autos auf dem Oberen Mätteli. Bild: Donato Caspari (Frauenfeld, 4. Dezember 2018)

Baurecht ist dem Gemeinderat eine zu enge Fessel
Motionär Alfred Bloch war sogar zu
Zugeständnissen bereit. Gleichwohl
sollte es letztlich nicht einmal zu einer
Teilerheblicherklärung seinesVorstos-
ses «Abgabe von Boden im Eigentum
der StadtFrauenfeldnur imBaurecht»
reichen.Diedrei ForderungenderMo-
tion kamen auf 15 bis 18 Ja-Stimmen
(bei 39 anwesenden Gemeinderäten).
Zum Schluss der Diskussion im Ge-
meinderat ergriff der SP-Stadtparla-
mentarier nochmals das Wort: «Ich
habe bislang kein einziges Argument
gegendasBaurecht gehört.»Rechthat-
te er.Denn imGrundsatz stiessdas Ins-
trumentdesBaurechts inallenFraktio-
nen auf Sympathie. Bloch hielt fest,
dass er sichmitmassvollenAusnahmen
einverstanden erkläre. Heisst: «In der
Regel gibt die Stadt ihren Boden im
Baurecht ab, Ausnahmen sind mög-
lich.» Er zählte Beispiele von Städten
auf, die ebenfalls oder ausschliesslich
Land im Baurecht abgeben. Die Skep-
sis desStadtrats erstaune ihn.Nicht zu-

letzt die finanziellen Aspekte würden
für das Baurecht sprechen. Denn die
Wertsteigerungbleibe imVolksvermö-
gen.Baurechtsverträge liessen sichbe-
dürfnisgerecht gestalten und ermög-
lichten eine optimale Entwicklung.

Schützenhilfevon
CH/Grüne/GLPundSP
HeinrichChrist (CH) lobte Bloch, ein
wichtigesThema indieDiskussionein-
gebracht zu haben. Das vom Stadtrat
angebrachte Argument der verhinder-
ten Verdichtung ist für Christ nicht
nachvollziehbar. Er regte an, Ausnah-
men vorzusehen, nämlich für gemein-
nützige Wohnbauträger und bei über-
wiegend öffentlichen Interessen. Pas-
cal Frey (SP) hielt fest: «Eine
langfristige Bodenpolitik ist aus unse-
rer Sicht dadurch gegeben, dass Land
ebennichtmehrverkauftwird, sondern
im Eigentum der Stadt bleibt und so
mehr Ertrag einbringt als ein kurzfris-
tiger Verkauf.» Baurechtszinsen wür-

den sogar helfen, den Steuerfuss nicht
erhöhen zu müssen. «Vielleicht sind
unsere Enkel froh, dass die Stadt den
Bodennichtmehr verkauft hat, und sie
jetzt von tieferenLebenserhaltungskos-
ten profitieren.» Ab der bürgerlichen
Mitte erstarkte die Ja-aber-Haltung
gegenüber der Motion. StefanGeiges
(CVP) hielt fest, manchmal sei Bau-
recht sinnvoll und manchmal auch
nicht. «Den Wohlstand unserer Stadt
können wir mit dem Baurecht nicht
steigern.» Hanspeter Gubler (SVP)
sagte, die Abgabe von Land im Bau-
recht sei grundsätzlich richtig, einVer-
kaufsverbot würde aber die Liegen-
schaftenstrategie einschränken.
«WennFrauenfeldattraktiv alsArbeits-
platz und auch Wohnstandort sein
möchte, dann braucht es flexible Mo-
delle fürdie Interessenten», sagteSan-
droErné (FDP).DenHandlungsspiel-
raumarg zubeschneiden, sehemanals
Rückschritt an. Mit dem Landkredit-
konto besitze der Stadtrat bereits heu-

te ein Instrument, um auf dem Immo-
bilienmarkt aktiv zuwerden.

ZugrosseFlughöhebei
Liegenschaftenstrategie
Noch vor BlochsMotion stand die Lie-
genschaftenstrategie an, die der Ge-
meinderat jedoch lediglich zur Kennt-
nisnahme abnicken konnte. Trotzdem
adressiertendieFraktionennebstDank
undLob,dass endlichWeichengestellt
werden, auch kritische Voten an den
Stadtrat, vor allemwasdieAbgabevon
Liegenschaften imBaurecht, dasLand-
kreditkonto sowiedieTrägerschaft an-
geht. Das Planungsinstrument sei zu
wenig konkret und auf einer grossen
Flughöhe, war ausmehreren Ecken zu
hören. StadtratAndreasEllikernahm
sich die Kritik zuHerzen, betonte aber
auch den noch vorliegenden Hand-
lungsbedarf, wofür der Stadtrat Ge-
meinderat und Volk zu gegebener Zeit
einbeziehenwerde.Er sagte: «DerMa-
rathon beginnt erst jetzt.» (ma/sko)

Wetli präsidiert neue
Spezialkommission
Der Gemeinderat hatte sich an seiner
Januarsitzungungeduldiggezeigt –und
die Motion zur «Schaffung eines Reg-
lementsbetreffend InformationderÖf-
fentlichkeit über städtische Belange»
für erheblich erklärt. Dies entgegen
demAntragdesStadtrats, der zunächst
das Thurgauer Öffentlichkeitsgesetz
abwarten wollte. Die Motion stammt
von den CH-Gemeinderäten Roland
Wetli und Peter Hausammann. Die
Ausarbeitung des Gesetzes wies der
Gemeinderateiner siebenköpfigenSpe-
zialkommissionzu.DerenWahl ist nun
vonstatten gegangen. Präsident der
Kommission wird Mitmotionär Wetli,
auchHausammannnimmtEinsitz. Sie
vertretendieFraktionCH/Grüne/GLP.
Für die Fraktion SVP/EDU sind Kurt
SieberundDanielGeeler imGremium.
Ralf Frei vertritt die SP, Reto Brun-
schweilerdieFDP.Und fürdieFraktion
CVP/EVP nimmt Christoph Regli Ein-
sitz. Alle Wahlen waren einstimmig,
mit Enthaltung derGewählten. (ma)
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